
Anlage 
 
 
Erläuterungen zur Begrenzung privater Zufahrten auf eine Zufahrt pro Grundstück 
 
 
Voraussetzung für den Anliegergebrauch ist immer das besondere Angewiesensein des 
Grundeigentums auf das Vorhandensein und die Benutzung der Straße. Der grundrechtlich 
geschützte Kernbereich des Anliegergebrauchs reicht nur so weit, wie die angemessene 
Nutzung des Grundeigentums eine Benutzung der Straße erfordert. Der gegenüber dem 
schlichten Gemeingebrauch gesteigerte Anliegergebrauch erstreckt sich daher nur auf den 
notwendigen Zugang des Grundstücks zur Straße und seine Zugänglichkeit von ihr. Auch 
innerhalb der geschlossenen Ortslage ist mithin nicht schlechthin jedermann unter Berufung 
auf den Gemeingebrauch berechtigt, eine Zufahrt zu einer Gemeindestraße anzulegen, zu 
verändern oder dauernd zu benutzen, sondern nur derjenige, der ihrer bedarf, um sein an 
der Straße gelegenes Grundstück von dieser Straße aus zu erschließen. 
 
Hätte der Grundstückseigentümer es in der Hand, die gesamte Frontbreite seines Grund-
stücks als Zufahrt zu gestalten oder zwei oder mehr Zufahrten herzustellen, würden die 
Parkflächen im davorliegenden öffentlichen Straßenraum - aufgrund der Notwendigkeit, die-
se "Zufahrt" freizuhalten - weitgehend wegfallen. Dies würde Parkprobleme für Straßenbe-
nutzer, die nicht Anlieger sind und nicht über private Stellplätze im umliegenden Bereich ver-
fügen, zur Folge haben. Gerade in innerörtlichen Bereichen, in denen Geschäftsinhaber vor 
ihren Geschäftsgebäuden Kundenparkplätze einzurichten beabsichtigen, könnte dies in vie-
len Fällen zum Entfallen von notwendig der Allgemeinheit zur Verfügung stehenden Parkflä-
chen im Straßenbereich führen. Auch die Leichtigkeit der Parkplatzsuche gehört, wie der 
ruhende Verkehr selbst, indes zu jenen verkehrlichen Belangen, die mit dem Topos von der 
Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs als maßgeblichem Ziel des Straßenrechts verknüpft 
sind. Die Breite der Zufahrt zur öffentlichen Straße muss sich demnach auf das beschrän-
ken, was zur Erreichung des Grundstücks mit Fahrzeugen erforderlich ist. Eine unnötig breite 
Zuwegung wie auch eine überhaupt unnötige Zufahrt stellt aber eine Beeinträchtigung des 
Gemeingebrauchs für jedermann auf der Straße dar, die der Straßenbaulastträger - abhän-
gig von der konkreten Situation - nicht ohne weiteres hinnehmen muss und die im Rahmen 
eines Erlaubnisverfahrens präventiv zu prüfen schon deshalb erforderlich ist, weil dem Stra-
ßenbaulastträger ansonsten der Überblick über den im Straßenrandbereich zur Verfügung 
stehenden Parkraum verloren zu gehen drohte. 
 


